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Österreichische Wirtschaftszahlen 
(Genaue Inhaltsangabe auf der 3. Umschlagseite) 

Die wirtschaftliche Lage in Österreich 

Die ökonomischen Voraussetzungen für die Lösung der 
gegenwärtigen Preis-Lohn-Problematik 

Ein Jahr nach Abschluß des Pre is-Lohn-Abkom­
mens vom Augus t 1947, das Lebenshaltungskosten 
'und Löhne mit Erfolg stabilisierte und dadurch eine 
akut drohende Inflation verhinderte, steht die Wir t ­
schaftspolitik neuerdings vor dem schwierigen P r o ­
blem, zwischen den verschiedenen Interessen, die 
.letzten Endes auf eine andere Vertei lung des Sozial-. 
Produktes abzielen, einen Ausgleich zu finden, ohne 
|fen seit der Währungsreform sich vollziehenden 

»esundungsprozeß der Wirtschaft zu gefährden. 
. Das Preis-Lohn-Abkommen vom vorigen Jahr 

zwischen den gewerblichen Preisen und den 
inen einen verhältnismäßig großen Abs tand vor, 

Büt Rücksicht auf die stark verminderte P r o -
tivität gerechtfertigt war . Dagegen wurden die 
M e n landwirtschaftlichen Preise zunächst unter 
-"-^ostenniveau festgehalten, mit der Absicht, 
'^Abstand zwischen dem friedensmäßigen L e -

pJtungskostenindex und dem TarifIohnindex in 

möglichst engen Grenzen zu halten. Dem Preis-
Lohn-Konzept lag die Überlegung zugrunde, daß die 
gewerbliche Wirtschaft , die in der Ausgangskon­
stellation durch die Zubill igung kostendeckender 
Pre ise begünstigt worden war, mit steigender P r o ­
duktion und erhöhter Produkt iv i tä t in die Lage 
kommen werde, den Abstand zwischen gewerb­
lichen Preisen und Löhnen entweder durch Pre is ­
senkungen oder Lohnerhöhungen zu vermindern. 
Man sah eine Entwicklung voraus, die sowohl eine 
nachträgliche Erhöhung der landwirtschaftlichen 
Preise, als auch, unter bestimmten Voraussetzungen, 
eine allmähliche Verbesserung des Realeinkommens 
der Arbeiterschaft erlauben werde. Die zunächst 
kaum vermeidbare Schwäche dieses Konzeptes lag 
darin, daß man der Landwirtschaft nur relativ 
kurzfristig nicht kostendeckende Preise zumuten 
konnte, wenn man nicht eine stillschweigende Sank­
t ionierung des Schwarzen und Grauen Marktes oder 
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eine Subventionierung der Agraxpreise in Kauf 
nehmen wollte. Bekanntlich entschied man sich erst 
nach langem Zögern, nachdem sich der Graue 
Markt , besonders in den westlichen Buhdesländern, 
bereits weitgehend durchgesetzt hat te , für den 
zweiten Weg, obwohl allseits ernste Bedenken ge,gen 
die Pol i t ik der Agrarpreissubvent ionierung be­
stehen. 

D i e Erhöhung der Produktion und der .Produk­
tivität seit dem Preis -Lohn-Abkommen 

Die österreichische Wirtschaft hat seit dem 
Preis-Lohn-Abkommen auf allen Gebieten bedeutende 
Fortschr i t te erzielt. Gegenüber Augus t 1947 hat 
sich die Kohlenversorgung um -29-9%\ die indu­
strielle Produkt ion um 43*5%' und die Produkt iv i tä t 
um 28-3%, das handelsstatistisch erfaßte Einfuhr-
und Ausfuhrvolumen um 90-5%; und 135%' und 
der Güterverkehr der Bundesbahnen um 23*2 %,! 

erhöht. Auch die landwirtschaftliche Produkt ion ist 
heuer, vor allem dank der günstigen Wi t te rung , 
bedeutend größer als im Vorjahr. D e r Beschäf­
t igtenstand in der gewerblichen Wirtschaf t ist t rotz 
des durch die Geldverknappung ausgelösten Druckes 
auf den Arbei t smarkt etwas höher als im Jahre 1947 
und liegt zur Zeit mit rund 1-4 Mill. Beschäftigten 
um rund 50%'' über dem Monatsdurchschnit t des 
Jahres 1937. Dazu kommt, daß der Strom aus-
ländischer Hilfslieferungen unverminder t anhält 
und sich mit dem Anlaufen des Marshal l-Planes 
noch weiter vergrößern wird. Es besteht also kein 
Zweifel, daß das. Wirtschaftsvolumen innerhalb der 
letzten 12 Monate sowohl insgesamt als auch je 
Beschäftigten s tändig zugenommen hat und daß das 
gesamte Sozialprodukt heute erheblich größer ist 
als zur Zeit des Preis-Lohn-Abkommens. 

Zur Entwicklung der österreichischen Wirtschaft 

August 
1 9 4 7 

D 

De-
zember 

1 9 4 7 
urchschnitt 

Juni 
1 9 4 8 

1 9 3 7 = 

Juni 1 9 4 8 
in <70 von 
Aug. 1 9 4 7 

1 0 0 

Kohlenversorgung . . 99'4 I29 -I I29-9 

Industrielle Produktion 68-7 69-2 98-6 143-6 

davon: 
Produktions guter . 997 947 140-5 140-9 

Konsumgüter . . . 43-5 48-4 64-6 . I48-5 

davon: 
39'4 48-3 46-3 II7-5 

Leder und Schuhe 43-8 44-2 60-2 >37'4 
Produktivität der In­

56-8 53'5 72-9 128-3 

Beschäftigung in derge 
werblichen Wirtschaft 157-5 I56'3 1597 I01'4 

Güterverkehr der 
Bundesbahnen . . . " 4 7 117-2 141*3 123-2 

Bei einer Beurtei lung der Möglichkeiten einer 
Verbesserung des Realeinkommens der Arbei ter und 
Angestellten darf allerdings nicht übersehen werden, 
daß an der relativ hohen Gesamtproduktion (98-6%, 
von 1937) die Produkt ionsgüter indus trien weit 
s tärker (140-5%) beteiligt sind als die Konsum­
güter industrien (64-6%:) und daß gerade die für 
den Massenkonsum wichtige Text i le rzeugung mit 
46-3 %\ und die Leder- und Schuhindustrie mit 
60*2 %' der Leis tung des Jahres 1937 noch weit von 
einer.fr iedensmäßigen Produkt ion entfernt sind. 

D i e Entwick lung des Realeinkommens 

Die Entwicklung des Realeinkommens der Ar­
beiter und Angestellten im vergangenen Jah r läßt 
sich ziffernmäßig hur sehr schwer errechnen. Die 
Hauptschwierigkei t liegt darin, daß sich die wir t - ' 
schaftliche Lage der verschiedenen Arbei ter- und 
Angestelltenschichten, je nach ihrer Einkommens­
höhe und je nachdem, ob sie ihr Entgel t ausschließ­
lich in Bargeld oder teilweise auch, wie dies vor 
allem vor der Währungsreform häufig üblich war, \ 
in Natura l ien bezogen haben, sehr verschieden ver- j 
änder t hat. E s spielt auch eine Rolle, in welchem •] 
Ausmaß der einzelne als Käufer oder Verkäufer j 
am Schwarzen Mark t beteiligt war. T r o t z dieser.1 
Vorbehalte läßt sich zumindest die allgemeine E n t - J 
wicklungstendenz des Realeinkommens deutlich als | 
steigend erkennen. 1 

Als 'Beweis für die Verschlechterung der Le- J 
benshaltung der Arbei ter und Angestell ten seit d e m | 
P re i s - und Lohnabkommen wird vor allem ins J 
Treffen geführt, daß der Lebenshal tungskostenindexj 
seit August v. J. bedeutend s tärker gestiegen sei aXsM 
der Lohnindex. Tatsächlich wurde die im 'Ab-ji 
kommen vorgesehene Höchstmarge von 10 %' bereitsji 
im September v. J. mit i 2 ' i % : und im März d. J.|J 
sogar mit 20-5%! überschrit ten. In den folgenden^ 
Monaten verr ingerte sich dieser Abs tand infolg^a 

' verschiedener Preissenkungen und beträgt derzeitf! 
15-8%'.. M 

Abgesehen von allen Einwänden, die unter d&m 
gegebenen wirtschaftlichen Verhältnissen gegeal 
einen auf der Grundlage eines friedensmäßigen 
brauchsschemas berechneten Lebenshaltungskosten™ 
index vorgebracht werden können, ist f e s t z u h a l ^ J 
daß bereits bei Abschluß des Pre i s - und L ^ ^ H 
abkommens vorausgesellen wurde, daß die L e b e n ^ B 
baltungskosten infolge der Erhöhung der &eW!ef|H 
liehen Preise, Tar i fe usw., t rotz N i e d r i g h a l t u n g ' J j | 
Nahrungsmit telpreise und der Mieten, um

 un f̂flH 
18 bis 20%! über den Tarif lohn steigen werdenvjBH 
Fest legung einer Marge von n u r 16%; war 
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von vornherein eine Fikt ion. Objektiv läßt sich nur 
feststellen, daß der Lebenshaltungskosten index nach 
Auswirkung der vorgesehenen Pre is - und Tarif­
erhöhungen bis auf 20*5%! (März d. J.) stieg und 
seither, infolge eingetretener Preissenkungen, auf 
IS'8%1 (Juli und Augus t d. J.) sank. 

Diese seh Monaten sichtbare Tendenz einer 
langsamen Annäherung der Lebenshai tungskosten-
und der Tarif lohnindizes wird auch durch die En t ­
wicklung der Arbeiter-Nettoverdienste bestätigt , 
die in den vergangenen Monaten s tändig gestiegen 
und im Juni d. J. bis auf rund 13%' (Basis 1938) 
an die Lebenshaltungskosten herangekommen s ind 1 ) . 

Entwicklung der Lebenshaltungskosten, Tariflöhne •und' 
Verdienste de!r Arbeiter in Wien 

Lebens- - Hj""" *JC*Sben*" Netto- hSltung 

« S T SS£ Ä 3 ? a — 
. ^ n ? A p " V ' ? 3 8 1 9 3 8 = 1 0 0 dienste 

um "/o 

löhne 
April 1 9 4 5 = 1 0 0 um % = ioo" 

1947 

I X . 342-0 

X . 350'2 

X I . 354*5 

X I I . 357-0 

305 ' i 

305 ' i 

3 0 5 7 

305'1 

I2-I 
14-8 

l6 '2 

17-0 

290-5 

297-5 

301-2 

303-3 

243-7 19-2 

250-9 18-6 

254-3 18-4 

258-1 17-5 

I . 359*6 305*1 17*9 305*5 241-0 26-7 

H . 3 5 9 7 305-I 17*9 305*6 251-1 2 1 7 

• I I I . 367-6 305 ' i 20-5 312-3 255-3 22-3 

I V . 364-3 305*1 19*4 309*5 265-8 16-4 

V . 361-9 305-1 l8'6 307-4 270-2 13-8 

V I . 360-1 305-1 18-0 306-0 270-71) I3 '0i) 

V I I . 356-6 307'9 15*8 

V I I I . 356-5 307-9 15-8 

*) Ohne Berücksichtigung der erst seit j , Juli wirk­
sam gewordenen Lohnsteuerermäßigung. 

In welchem Umfang der Sturz der „schwarzen" 
und der „g rauen" Preise seit der Währungsreform 
das Realeinkommen der Arbei ter und Angestellten 
— die nach den Haushal tss tat is t ikeu im vergangenen 
Jahre rund 20%' ihrer Einkommen für zusätzliche 
Lebens- und Genußmitteleinkäufe verwendeten — 
beeinflußte, läßt sich ebenfalls ziffernmäßig nicht 

,' genau ausdrücken. Aber auch die vorsichtigsten, 
sicherlich hinter der Wirklichkeit zurückbleibenden 

^Annahmen u n d . Berechnungen führen zu dem Er -
ebnis, daß das Sinken der Preise auf dem Schwar-

und dem Grauen Markte auch den breiten Volks­
ichten eine fühlbare Erleichterung ihrer Lebens-

Die verschiedene Efiblebungsbasis für den Lebens-V 
Jskostenindex (März 1938) und den Verdienstindex 

s t !938) läßt auf eine relativ stärkere Entwicklung 
,;Verdienste schließen, da zwischen März und August 

gewissem Umfang Lohnerhöhungen stattgefunden 

haltung gebracht hat. In diesem Zusammenhang 
muß vor allem an die stark gesunkenen „grauen" 
Preise für die verschiedenen Dienstleistungen, Re ­
para turen und zahlreichen gewerblichen Gebrauchs­
gegenstände gedacht werden, die im offiziellen 
Lebenshaltungskosten index entweder überhaupt nicht 
oder nur mit einem geringen Gewicht berücksichtigt 
sind, praktisch aber in jedem Haushal t eine große 
Rolle spielen. 

Nicht zuletzt bedeutet die Erhöhung der offi­
ziellen Lebensmittelrat ionen von 1600 auf 1700 K a ­
lorien (im November v. J.) und auf 1800 Kalorien 
(im Juni d. J.) sowie der Umstand, daß seit der 
Währungsreform ungleich mehr und qual i tä tsmäßig 
bessere Waren angeboten werden und die Wahl­
möglichkeiten größer geworden sind, für alle Be­
völkerungsschichten eine, wenn auch ziffernmäßig 
schwer faßbare Verbesserung des Realeinkommens. 

Diese Feststellungen schließen nicht aus, daß 
der Lebensstandard des überwiegenden Teiles der 
Arbei ter und Angestellten, absolut gesehen, noch 
immer äußerst bescheiden ist und im allgemeinen 
noch bedeutend unter dem Vorkriegsniveau l i eg t 2 ) . 
Die offiziellen Lebensmittelrat ionen sind noch immer 
quanti tat iv und besonders in Wien auch qualitativ 
unzureichend. Die Gemüseversorgung bet rägt zur 
Zeit erst 50%', die Mi Ich Versorgung nur ein Dri t te l 
des Friedensverbrauches. Die Versorgung mit T e x ­
tilien und Schuhwerk deckt nur einen kleinen Teil 
des seit vielen Jahren aufgestauten Bedarfs. Viele 
Preise, insbesondere für Wiederauf bau Wohnungen 
und Möbel, aber auch für Gemüse und Bekleidungs-
gegenstände, sind für zahlreiche Lohn- und Gehalts­
empfänger noch unerschwinglich. Man darf jedoch 
nie vergessen, daß die Dürftigkeit der gegenwärt igen 
Lebenshal tung nur die zwangsläufige Folge der 
schweren Substanzverluste und der im ganzen stark 
verminderten Produkt iv i tä t der Wirtschaft ist. Der 
Umstand, daß mit dem allmählichen Abbau der Be­
wirtschaftung und der Ausbrei tung des „g rauen" 
Lebensmittelmarktes, besonders in den Bundes­
ländern, immer mehr W a r e n frei erhältlich geworden 
sind und offen zum Verkauf angeboten werden, mag 
dem einzelnen Konsumenten seine geringe Kauf­
kraft erst voll bewußt werden lassen. 

Zu diesem psychologischen Moment kommt viel­
fach aber noch ein sehr realer F a k t o r : Zahlreiche 

2 ) Das Realeinkommen der Arbeiter und Angestellten 
Hegt zweifellos noch! tiefer, als aus den vergleichbaren 
Lebenshaltungskosten-, Lohn- und Verdienstindizes hervor­
geht, da die Lohn- und Gehaltsempfänger noch immer nicht 
ihr gesamtes Nominaleinkommen zu den offiziellen Preisen 
realisieren können. 

36*. 
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Arbeitnehmer, die in der vorangegangenen Inflations-
periode neben ihren offiziellen Löhnen und Gehältern 
von ihren F i rmen auch Waren Zuteilungen für den 
eigenen Verbrauch oder zur weiteren Verwer tung 
auf dem Schwarzen Markt erhielten, haben durch 
die sinkende Tendenz der Pre ise auf dem Schwarzen 
und dem Grauen Markt tatsächlich eine Einbuße 
ihres Realeinkommens erlitten. 

Faß t man jedoch alle Ergebnisse und Über­
legungen zusammen, so kann kein Zweifel bestehen, 
daß seit dem Preis-Lohn-Abkommen vom August 
v. J. auch für die breiten Schichten der Arbei ter und 
Angestellten das Realeinkommen — mehr oder 
minder — gestiegen ist. E ine andere F r a g e ist, ob 
das Realeinkommen der Lohn- und Gehaltsempfän­
ger Schri t t gehalten hat mit der Verbesserung der 
Produkt ion, der Produkt iv i tä t und des Unte r ­
nehmerei nkomniens, und eine weitere Frage , ob-, 
und in welchem Ausmaße sowie unter welchen Be­
dingungen das Realeinkommen der Unselbständigen 
in kurzer F r i s t verbessert werden kann. 

Möglichkeiten einer kurzfristigen Erhöhung der 
Reallöhne 

In einer zentral gelenkten ZuteilungsWirtschaft, 
in der staatliche Planungsstellen den Verbrauch und 
das Einkommen der einzelnen Wirtschaftssubjekte 
festlegen und kontrollieren, kann das Realein­
kommen einzelner Bevölkerungsschichten im Rahmen 
der durch das gesamte Sozialprodukt gezogenen 
Grenzen zumindest theoretisch willkürlich verscho­
ben werden. Die Österreichische Wir tschaf t nähert 
sich jedoch seit dem Währungsschutzgesetz weit­
gehend, wieder einer freien Verkehrs Wirtschaft, in 
der sich nach den Gesetzen des Marktmechanismus 
automatisch eine bestimmte Vertei lung des Sozial­
produktes einspielt, die durch wirtschaftspolitische 
Eingriffe nur in beschränktem Umfang verändert 
werden kann. 

• Die geschichtlichen Erfahrungen in Ländern 
mit freier Verkehrswirtschaft zeigen, daß sich auch 
ohne behördliche Eingriffe Löhne und Gehälter auf 
längere Sicht immer parallel zum gesamten Volks­
einkommen entwickeln und daß ihr Anteil am 
Sozialprodukt über lange Zeiträume relativ konstant 
bleibt. Die Entwicklung der österreichischen Wir t ­
schaft seit der Währungsreform bestätigt diese Ge­
setzmäßigkeit, wenn auch infolge der starken Ver­
zer rung der Lohn- und Pre i s s t ruk tu r der öster­
reichischen Nachkriegswirtschaft dieser Prozeß 
noch nicht deutlich genug in den offiziellen Preis- , 
Lohn- und Lebenshaltungskosten-Stat ist iken sicht­
bar werden, kann. F ü r die gegenwärt ige wirtschaft­

liche Entwicklungsphase ist ja gerade — wie im 
übrigen vorausgesehen wurde — charakteristisch, 
daß zunächst die offiziellen Preise noch relativ kon­
stant bleiben und, soweit sie bisher aus gesamt­
wirtschaftlichen Erwägungen künstlich unter dem 
Kostenniveau gehalten wurden, sogar eine An­
passung nach oben suchen, während sich der Pre is ­
einbruch bisher vor allem in den weiten Bereichen 
der nicht oder nur unzulänglich kontrollierten Güter 
und Dienstleistungen abspielt. Diese Angleichung 
der verschiedenen Preisniveaus ist keineswegs eine 
unwichtige Voraussetzung für die Wiederherstellung 
einer voll funktionsfähigen Wirtschaft und damit 
für die Steigerung der Produkt ion und des Real­
einkommens. 

Indessen werden sich alle Maßnahmen, die auf 
eine Steigerung der Gesamteffizienz der Wirtschaft 
abzielen — und hier bestehen gewiß noch zahlreiche 
Möglichkeiten —, auch unter günstigen Voraus­
setzungen n u r allmählich, in einer Erhöhung des Real­
einkommens auswirken, wahrend die Arbeiterschaft 
gegenwärt ig kurzfristig eine Besserung ihrer Le­

bensha l tung verlangt. Begründet wi rd diese For­
derung damit, daß das Realeinkommen der Unselb­
ständigen seit dem Preis-Lohn-Abkommen weniger 
gestiegen sei als das Volkseinkommen — eine Be­
hauptung, die durch einige Symptome im Öster­
reichischen Wirtschaftsleben scheinbar gestützt 
w i r d 1 ) . 

Es ist daher die Frage , auf welchem Wege und 
bis zu welchem Ausmaße in der gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Entwicklungsphase bereits eine 
Korrek tur der Einkommensvertei lung ökonomisch, 
sinnvoll, das heißt ohne Gefährdung des Gesundungs­
prozesses unserer Wirtschaft und damit auch im In-' 
teresse der Arbei ter- und Angestelltenschaft selbst 
möglich ist. 

Der Anteil der Lohn- und Gehaltsempfänger, 
am Sozialprodukt könnte grundsätzl ich entweder' 
dadurch erhöht werden, daß die Pre ise bei unver-; 
minderten Nominallöhnen und Gehältern sinken odei^ 
daß die Geldeinkommen der Unselbständigen erhöht 
werden, ohne daß die Unternehmer in höhere Preise, 

:( 

1 ) Die industrielle Produktion ist seit August iQ4^ 
um 4 3 ' 5 % und die Produktivität um 28-3% gestiegen 
während die Tarif S t u n d e n l o h n e unverändert geblieben 
und die offiziellen Preissenkungen sicherlich nicht 
Möglichkeiten ausschöpften. Andererseits sind die 
dienste der Arbeiter a u c h nach dem Preis-Lohn-AbkoiTun1* 
noch gestiegen, wäWrend die Gewinne der gewerbli 
Unternehmer und der Landwirte infolge des Sturzes ^ 
„schwarzen" und „grauen" Preise teilweise stark zuruo 
gegangen sind. 



ausweichen. Auch eine Kombination beider Metho­
den wäre denkbar. 

Der Weg der Preissenkung 
Seit dem Währungsschutzgesetz erfolgten teil­

weise Preisanpassungen automatisch als Folge der 
Geldknappheit, teilweise wurden Preissenkungs­
aktionen bei Gütern mit gebundenen Preisen dekre­
tiert. Das Ausmaß der bisherigen Preissenkungen 
war bei den unmittelbar lebenswichtigen und daher 
einer strengeren Kontrolle unterworfenen Gütern 
aus den erwähnten Gründen bedeutend geringer als 
für die übrigen Erzeugnisse. Tro tzdem spiegelt sich 
die Senkung der gewerblichen Preise teilweise auch 
im Lebenshaltungskosten index deutlich wider, der 
vom' März d. J. bis August von 367-6 auf 356-6 
(April 1945 ~ 100) zurückging, wodurch sich der 
Abstand zwischen Lebenshaltungskostenindex und 
Lohnindex um rund 5 %' verminder te 1 ) . Bedenkt 
man, daß eine Senkung der Pre ise sämtlicher gewerb­
licher Erzeugnisse (Textil ien, Schuhe, H a u s r a t usw.) 
um insgesamt 15%' den gegenwärtigen Lebenshal-
tungskostenindex nur um rund 4%; senken würde, 
dann erscheinen die bereits erreichten Erfolge 
keineswegs unbedeutend. 

Einer weiteren wirksamen Senkung der Preise, 
die mit Rücksicht auf die erheblich verbesserten 
Produktionsbedingungen durchaus möglich ist, 
stehen heute aber noch verschiedene Hindernisse im 
Wege, 'die durch die Freigabe einzelner Pre ise und 
durch die Aufhebung der Bezugscheinpflicht erst 
teilweise beseitigt wurden. Der Marktmechanismus 
und damit die Konkurrenz der einzelnen Unternehmer 
konnte sich bisher nicht voll entfalten, da aus der 
.Zeit der Bewirtschaftung noch viele monopolart ige 
Organisationen und marktregelnde Vorschriften 
bestehen, die ihre ursprüngliche Funktion längst 

..verloren haben und sich nur noch hemmend auf die 
, (Entwicklung der Produkt ion und den Anpassungs-
•und Ausleseprozeß der Marktwirtschaft auswirken. 

- P u r c h die Beseit igung der funktionslos gewordenen 
k-Überreste der Bewirtschaftung und- durch eine 
4>ewußte Politik zur Bekämpfung privater Mono­
d i e und kartellistischer Verabredungen könnten 
g^eifellos weitere Preissenkungen bewi rk t / und auf 
i ^ s e i n Wege das Realeinkommen der Unselbständi-
jQ"erhöht werden 2 ) . 

Diese Verminderung ergab, sich allerdings nicht 
BS».infolge von Preissenkungen gewerblicher. Güter, son-

\ teilweise auch infolge einer Verbilligung des W e i n e s 
•gner kleinen Erhöhung der Netto-Tariflöhne. 

^ Entschließt man' sich, den Abbau des heutigen Be-
, itungssystems konsequent weiterzuführen, -dann 
flMich allerdings im klaren sein, daß die Politik 
j ' 1 

Trotzdem darf man die Möglichkeiten einer 
kurzfristigen Verbesserung der Reallöhne durch 
Preissenkungen nicht überschätzen. Auch unter 
günstigen Voraussetzungen wird es im überwiegen­
den Tei l der Wirtschaf.t nicht möglich sein, die 
Idealform der vollständigen Konkurrenz herzu­
stellen. Bei „unvollständiger" Konkurrenz jedoch, 
die für die freie Verkehrs Wirtschaft typisch ist, 
setzen sich Preissenkungen doch nur langsam durch. 
Außerdem ist zu berücksichtigen, daß bei den 
Hauptnahrungsmit te ln , die einen großen Teil des 
Ausgabenbudgets einer Arbeiterfamilie einnehmen, 
vorläufig nicht mit Preissenkungen gerechnet wer- > 
den -kann — falls die Subventionierung der Lebens­
mittel aufgehoben wird, würden sich die Ver­
braucherpreise für Lebensmittel sogar beträchtlich 
erhöhen —, während sich die Preissenkungen in der 
gewerblichen Wirtschaft erst nach und. nach von 
den vorgelagerten Stufen bis zu den Konsumgütern 
durchsetzen. 

Der Weg der Lohnerhöhung 
Da das Realeinkommen durch Preissenkungen 

auch unter günstigen Voraussetzungen kurzfr is t ig 
kaum nennenswert erhöht werden kann, ist es 
naheliegend, dieses Ziel durch eine allgemeine Er ­
höhung der Löhne und Gehälter anzustreben. 

Grundsätzlich is t jede generelle Lohnerhöhung, 
sofern sie ein bescheidenes Ausmaß übersteigt, für 
jede Wirtschaft , in besonderer Weise aber für die 
heutige österreichische Wirtschaft mit ihrer sehr un­
gleichmäßigen Liquidi tä t äußerst problematisch. Die 
in einzelnen Bilanzen ausgesuchter Unternehmungen 

• aus den Jahren 1946 und 1947 aufscheinenden 
großen Erfolge weisen zum Großteil nur inflatorisch 
bedingte Scheingewinne aus, die sich aus der Pre i s ­
steigerung der Vermögensbestände ergeben, und er­
lauben daher keine Rückschlüsse auf die wirkliche 
Leistungsfähigkeit der gewerblichen Wirtschaft . 
Eine Lohnerhöhung in der gegenwärt igen labilen 
Entwicklungsphase könnte leicht die E r w a r t u n g 
eines inflatorischen Auftriebes auslosen und dadurch 
neuerdings den Ans toß zur. Zurückhal tung der 
Waren und zu einer Erhöhung der Pre i se geben. 
Eine Verbesserung der Realeinkommen wird daher» 
nur ' zu erwarten sein, wenn die Lohnerhöhungen 
tatsächlich auf Kosten der Unternehmergewinne 

der „freien Wirtschaft'' nur in Verbindung mit einer vor-
sicjhlügen Währungs-, Kredit- und Budgetpolitik zu den 
gewünschten Ergebnissen führt. Bestellen diese Voraus^ 
Setzungen nicht, dann würden mit der Beseitigung der 
wirtschaftlichen Bindungen die letzten-Damme abgetragen 
werden, die gegebenenfalls einen Durchbruch inflationisti­

scher Strömungen verhindern könnten. 
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gehen und die Erwar tungen der Wirtschaft «her die 
künftige Preisentwicklung <3«rck die Lohnbewegung 
nicht beeinflußt werden. 

In welchem Umfang die österreichische W i r t ­
schaft zur Zeit Lohnerhöhungen ohne Preis reaktionen 
tragen kann, läßt sich nicht eindeutig beantworten. 
Sieherlich iet eine Reihe von Betrieben in beacht­
lichem Umfang hiezu in der Lage, und sicherlich 
werden sich hiefür mit dem fortschreitenden Ge­
sundungsprozeß der Wirtschaft allgemein größere 
Möglichkeiten eröffnen. In einer Reihe von Wir t ­
schaftszweigen jedoch sind die Preise heute bereits 
so knapp kalkuliert , daß bei höheren Löhnen un­
bedingt in einem Ausweichen in höhere Pre ise 
oder, sofern dies infolge der Macfefragestruktur 
nicht möglich ist, mit einer Einschränkung der P r o ­
duktion umd damit mit einem Abbau von Arbei tern 
gerechnet werden muß . Vor allem ver t rägt die E x -
portindustrLe, dei?en Preise znaen offiziellen Wechsel­
kurs heute schon vielfach über den Wel tmark t ­
preisen liegen, keinerlei Lohnerhöhungen, es sei 
denn, die Expor teure erhielten auf andere Weise 
Kompensationen, die jedoch, in welcher F o r m immer 
sie gewähr t werden (Änderung des Wechselkurses, 
Einführung eines zweiten Devisenmarktes usw.) , zu 
einer Verteuerung der Importe und letzten Endes 
auch zu einer Verminderung des Realeinkommens 
führen müssen. 

Im Falle von Lohnerhöhungen muß aber auch 
an die Finanzlage des Staates und der sonstigen 
öffentlichen Körperschaften gedacht werden, deren 
Budgets zum Teil- heute bereits bedeutende Defizite 
aufweisen 1 ) . 

Aber selbst unter der Annahme, daß die Löhne 
n u r in einem Ausmaß erhöht werden, das von 

^'Welche Wirkungen eine — angenommen 25/säge — 
Lohnerhöhung für Staat und Wirtschaft hätte, läßt sich 
unschwer absehen. Da die Lohn- und Gehaltssumme in der 
•gewerblichen Wirtschaft zur Zeit rund 12 Mrd. S beträgt, 
würde die Lohnerhöhung rund 3 Mrd. S, erfordern. Staat, 
Lander und Gemeinden zahlen jährlich an Lohnen, Gfr-
hältern, Pensionen und Renten rund 5% Mrd. S, die Mehr­
belastung betrüge daher rund 1-3 Mrd. S. Allein 'did 
Hoheitsverwaltung des Bundes müßte mit einem Mehr­
aufwand von rund 670 Mill. S rechnen. Auch wenn der 
Staat einen Teil seiner Mehraufwände wieder in Form von 
Stenern zurückerhält, würde sein Defizit und das der 
anderen öffentlichen Haushalte katastrophal anwachsen. Da 
auch die gewerbliche Wirtschaft bei einer Mehrbelastung 
von 3 Mrd. S zweifellos sofort mit bedeutend höheren 
Preisen reagieren würde, müßte dies wieder Lohnforderun­
gen nach sich ziehen, so daß schon in Kürze mit einer 
äußerst virulenten Inflation gerechnet werden müßte, die 
sowohl durch die Preis-Lohnschraube, als auch über die 
Defizite der Öffentlichen Haushalte ständig neuen Auftrieb 
erhielte. 

der Wirtschaft ohne Preiserhöhung getragen werden 
könnte, werden sich die Reallöhne nicht unmittel­
bar, sondern erst als Folge eines gesamtwirtschaft­
lichen Umschichtungsprozesses verbessern. Ein 
Rückgang der Unternehmergewinne wird sich 
weniger in einer verminderten Nachfrage nach Kon­
sumgütern, als in erster Linie in einem Nach­
frageausfall nach Investi t ionsgütern äußern. Da die 
erhöhten Löhne und Gehälter überwiegend unmittel­
ba r für Konsumzwecke verausgabt-werden, ist zu­
nächst eine erhöhte Gesamtnachfrage nach Konsum­
gütern zu erwarten. Soweit die Produkt ion elastisch 
ist, wi rd sie sich als Folge der Nachfrageverschie­
bung von Investi t ions- zu Konsumgütern zugunsten 
der Konsumgütererzeugung verlagern und das Real­
einkommen wird sich infolge des erhöhten Konsum­
güterangebotes erhöhen. Eine solche Umschichtung 
in der Produkt ion sstruktur wäre angesichts der 
gegenwärt igen Unterbeschäft igung der Konsum-
güterfndustrien sicherlich wünschenswert. Nun aber 
bestehen gegenwärt ig gerade in wichtigen Zweigen 
der Korrsumgüterindusfrie, wie in der Leder- und., 
in der Text i l indus t r ie , nur geringe Möglichkeiten! 
einer kurzfrist igen Produkt ionsausweitung, da es 
an den erforderlichen Rohstoffen fehlt, die ers t nach 
und nach im Rahmen des Marshal l-Planes eintreffen v 

werden. Die infolge der Lohnerhöhungen verstärkte. 
Nachfrage würde in diesen Zweigen nur zu Preis-.-
Steigerungen führen, ohne das Warenangebot zu 
vergrößern. Die Lohn- und Gehaltsempfänger wären 
zwar infolge ihrer erhöhten Kaufkraf t in der Lage, 
andere Bevölkerungskreise, etwa die Landwirte, 
zum Teil vom Markt zu verdrängen, 'd ie Ver-. 
besserung ihres Realeinkommens entspräche jedoch* 
bei unelastischem Konsumgüterangebot infolge der^ 
Preissteigerungen keineswegs der Erhöhung ihreri 
Gel de in kommen. - :C 

i 

D a s Problem der Währungss icherung und des 
Abbaues der Agrarpreissubventionen 

A u s den bisherigen Überlegungen ergibt sich;, 
daß der Lebensstandard der Lohn- und Gehalts­
empfänger kurzfristig innerhalb bestimmter Gren^ 
zen wohl durch Lohnerhöhungen, kaum aber 
durch Preissenkungen, die sich notwendigerwei" 
erst im Laufe einer längeren Entwicklung au^f 
wirken, gehoben werden kann. Dagegen kann, 
wirkliche, für jeden Haushal t sofort fühlbare 
besserung der Lebenshaltung — auch wenn diese 
den offiziellen Lebenshaltungskosten und Lohni« 
zes nicht in Erscheinung treten würde — 
erwar te t werden, wenn der tägliche Kaforii 
der E rnährung von derzeit 1.800 auf 2.100 g*^» 



wird, und wenn es gelänge, in Kürze ausreichende 
Mengen von Baumwolle, Wolle und Leder einzu­
führen und zu den begehrtesten Bedarfsgegen­
ständen zu verarbeiten. 

Hier Hegt der entscheidende Punk t für eine 
kurzfristige reale Verbesserung der Lebenshal tung 
der Arbei ter und Angestell ten: Solange es nicht 
möglich ist, die Konsumgüterprodukt ion s tärker * 
auszudehnen und die vorhandenen Kapazi tä ten 
besser auszunützen als heute, sind Lohnerhöhungen 
ein sehr problematisches Geschenk. Es darf nie aus 
dem Auge verloren werden, daß alle die gegen­
wärtige Leistungsfähigkeit der Wirtschaft über­
steigenden Lohnerhöhungen, jede Vergrößerung des 
Defizits im Haushal t der öffentlichen Körper­
schaften und jede Kredi tausweitung, die auf eine 
sinnvolle Ausgewogenheit zwischen Produkt ions-
gütern und Konsumgütern nicht Bedacht nimmt, 
unvermeidlich eine neue Preis-Lohn-Spirale in Be­
wegung setzen und eine Entwicklung auslösen, in 
der zwangsläufig die Löhne hinter den Preisen 
zurückbleiben. 

In diesem Zusammenhang stellt sich auch das 
Problem der A g r a r p reis subventionierung. Es läßt 
sich leicht nachweisen 1 ) , daß die Agrarpreissubven-
tionen in der vorgesehenen Höhe unter Berücksich­
tigung der Kredi tansprüche des Staates und der 
Wirtschaft, zumindest teilweise, mflatorisch wirken 
und eine inftatorische Finanzierung der Subventionen 
letzten Endes auch das Realeinkommen der U n ­

selbständigen schmälern wird. E s mag daher ver-
, ''Ständ'lich sein, bereits in der gegenwärt igen En t -

witklungsplmse, in der die Wirtschaft dank ihrer 
verlresserterj Produkt iv i tä t in gewissem Umfang 
btereits Lohnerhöhungen verträgt , diese möglichst 
weitgehend mit einem Abbau der Agra rp reissubven-
tion- zu kompensieren. Ökonomisch gesehen würde 
äie Industrie die Überwälzung der Agrarpre issüb-
ventfehen auf die Verbraucherpreise tragen, wenn 
sfe die Arbei ter und Angestellten für die Mehr-
betestufcg durch Lohnerhöhungen entschädigt. Um-" 

^.gekehrt zöge die Wirtschaft teilweise daraus einen 
^Öfteil , daß die frei gewordenen Erlöse aus den 

'•eferu-ngen für die Finanzierung sogenannter 
t^ukt iver Investitionen verwendet werden können, 

^dieses Konzept geht von der Annahme aus, daß 
Wirtschaft gegenwärtig bereits leistungsfähig 
ist, auf die Hilfe des Auslandes in der Form 

.verbilligten Abgabe von Lebensmitteln zu ver-
und die Unters tü tzung des Auslandes 

^§^he hiezu: „Zur Lösung des Agrarpreispfoblems" 
^er Monatsberichte des österreichischen Institutes 
^attsfbrschung, XX. Jg. (Juli 1948), S. 253 

in größerem Mäße als bisher für produktive, d, h. 
im wesentlichen langfristige Investitionen zu ver­
wenden. 

So sicher- im Interesse der Währuiigs Stabilität 
jede Uberbeanspruchung der Pondsmittel vermieden 
werden muß, so ist doch auch die Überlegung 
anzustellen, ob es heute schon ökonomisch sinnvoll 
ist, den Hilfsfonds in ers ter Linie durch den Abbau 
der Agrarpreissubventionen zu entlasten und die 
frei werdenden Mittel in konsumferne, erst auf 
langen Produkt ionsumwegen realisierbare Vorhaben 
zu lenken. Eine solche Verwendung der Fondsrhittel 
läuft auf eine weitere relative Beschränkung der 
Konsumgüterprodukt ion und eine unverhältnis­
mäßige Auswei tung der Investi t ionsgüterproduktion 
hinaus und ist geeignet, das heute schon bestehende 
Mißverhältnis zwischen Produktionsgüter- und Kon­
sumgütererzeugung (141 %' Und 65 %; von 1937) noch 
zu verschärfen und über neue Lohnforderungen in­
flationistische Auftriebstendenzen zu fördern. An­
gesichts dieser Aspekte fragt es sich, ob bereits in 
der gegenwärtigen Entwicklungsphase an einen 
völligen oder auch nur weitgehenden Abbau der 

. Agrarpreissubventionen geschritten werden soll oder 
ob nicht zweckmäßiger auf andere Weise, e twa 
durch eine rigorose Beschränkung des überdimen­
sionierten bürokrat ischen Apparates des Staates und 
der Wirtschaft eingespart und so einer Inflations-
gefahr entgegengewirkt werden soll. 

E iner zentral gelenkten Planwirtschaft mag es 
in hohem Maße — wenn auch keineswegs unbe­
schränkt — möglich sein-, die Investi t ionsrate auf 
Kosten des Konsurnanteils auszudehnen und der Be­
völkerung im Hinblick auf einen rascheren Wieder­
aufbau eine weifgehende Konsumbeschränkung 
(„Zwangssparen") zuzumuten. Bei einer freieren 
Wirtschaftsgestaltung dagegen, in der das wir t ­
schaftliche Geschehen grundsätzlich durch den Pre is ­
mechanismus gelenkt wird, können die Grenzen 
zwischen „produkt iven" und „konsumtiven" Anteil 
des Sozialproduktes nicht willkürlich gezogen wer­
den. Besonders in Österreich besteht angesichts der 
gegenwärtig noch sehr schmalen Konsuirigüterdecke 
die Gefahr, daß eine übermäßige Forcierung lang­
fristiger „produkt iver" Investitionen zu Störungen 
des Wirtschaftsablaufes führt. Im Interesse der 
Währungs - und Wirtschaftsstabil i tät schiene es 
daher wünschenswert , in ferst er Linie kurzfrist ig 
und zur Schließung von Produktionslücken zu in­
vestieren und langfristige Investitionen, zumindest 
in minder wichtigen Bereichen, solange zurück­
zustellen,. ..bis mit steigendem Realeinkommen auch 
die Sparrat'e der Österreichischen Wirtschaft wächst. 
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Währung, Geld- und Kapitalmarkt 
Dam* statistische Übersichten S. 304—30$ 

Die Barabhebungen bei der österreichischen 
Nat ionalbank halten unvermindert an. Obwohl durch-
die Stil legung der Erlöse aus ausländischen Hi l fs­
lieferungen laufend bedeutende Geldbeträge der 
aktiven Zirkulation entzogen werden — im Jul i 
wurden 124 MiU. S auf Sperrkonten der öffentlichen 
Stellen stillgelegt —, stieg der Notenumlauf im Juli 
dennoch um 262 Mill. S und erreichte zu Monats­
ende mit 4.737 Mill. S den bisher höchsten Stand 
seit dem Währungsschutzgesetz. Diese Auswei tung 
des Notenumlaufes vollzog sich zum Teil zu Lasten 
der freien Giro V e r b i n d l i c h k e i t e n der Nationalbank, 
die im Berichtsmonat um 154 Mill. S abnahmen. 
Zum Tei l ist s ie jedoch darauf zurückzuführen, daß 
die Kredi t ins t i tu te 195 Mill. S Bundesschatzscheine 
bei der Nat ionalbank rediskontierten und sich auf 
diese Weise zusätzliche Barmittel zur Befriedigung 
der Barabhebungswünsche ihrer Kunden bzw. z u r 
Auswei tung ihres Kreditvolumens verschafften. 

Abb. 1. Entwicklung des Notenumlaufes und der freien 
Giroverbindlichkeiten der Nationalbank 
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Seit dem Währungsschutzgesetz ist der Notenumlauf durch 
Abhebungen von Guthaben öffentlicher Stellen sowie durch 
die Kreditausweitung der Kreditinstitute ständig gestiegen. 
Als Folge der starken Abnahme der freien Nationalbank-
Giroguthaben ist eine Anspannung des Geldmarktes sü 
beobachten, die sich in der Rediskontierung größerer Schatz­

scheinbestände äußert. 

Die bedeutende Zunahme der rediskontierten 
Bundesschatzscheine deutet darauf hin, daß sich auf 
dem Geldmarkt eine neue Entwicklung anbahnt. 

..Bisher war . de r . Geldmarkt dank hohen National­

bank-Giroreserven der Kredi t ins t i tu te äußerst flüssig. 
Die Kredi t ins t i tu te konnten durch Heranziehung 
ihrer freien und später der freigegebenen gesperrten 
Giroreserven die hohe Kreditnachfrage der Wir t ­
schaft ohne Beanspruchung des Notenbankkredites 
befriedigen und darüber hinaus noch laufend Schatz­
scheine des Bundes aufnehmen, der auf diese Weise 
die Besatzungskosten sowie das laufende Budget­
defizit finanzierte. Die starke Beanspruchung des 
Kreditpotentials der Banken sowie die Freigabe von 
zeitweise gesperrten Spar- und Scheckeinlagen haben 
jedoch die Liquidi tä t der Kredi t ins t i tu te s tark ver­
mindert . Während sich Ende Jänner die Giro­
reserven der Kredi t inst i tute zu den gesamten freien 
Einlagen (ohne zeitweise gesperrte Konten) noch 
wie r : 3 verhielten, verschob sich dieses Verhältnis 
bis Ende Juli auf 1 : 8. 

Die Liquiditätslage der Kreditinstitute 

freie Nationalbank- freie Spar- und a io %. 
giroguthaben Scheckeinlagen 1) von b 

Mill. S 
1948 Jänner . . . 1.143 3.704 3 0 9 

März . . . . 755 4.277 1 7 7 

Juni . . . . 730 4.842 

4.900''!) I2'4 

Ohne zeitweise gesperrte Konten. 
a ) Schätzung. 

D a die gesperrten Nationalbank-Giroguthaben-
der Kredi t ins t i tu te bis auf einen kleinen Rest von 
41-6 Mill. S bereits erschöpft sind und im SepV 
tcmber ein weiterer Teil der zeitweise gesperrt Ein­
lagen frei wird, haben viele Kredi t inst i tute diê  
durch die Liquiditätserfordernisse gezogene Grenze^ 
für eine weitere Ausschöpfung ihrer Giroreserven 
bereits erreicht. Sie werden daher ihr Kredit; 
volumen nur dann weiter vergrößern können, wen, 
sie ihrerseits Kredi te der Nat ionalbank beansprujj 
chen. Dabei ist zu erwarten, daß die Kreditinstitut^ 
infolge der niedrigen Verzinsung zunächst die 
ihren Portefeuilles befindlichen Bundesschatzscheiiag 
bei der Notenbank zum Rediskont einreichen werden?. 
E r s t wenn ihr Bestand an Schatz scheinen (etwi 
800 Mill. S) erschöpft ist, werden sie auf 
Rediskont von Handelswechseln zurückgreifen. ' '-^ 

A u s dieser Anspannung des Geldmarktes e rg i | 
sich für den öffentlichen Haushal t eine wichtig 
Konsequenz; er kann nicht mehr wie bisher da^ 
rechnen, daß die Banken jede Schatzscheinemipsf 
ohne Schwierigkeiten aufnehmen werden. Der S | 
wird daher in Zukunft in hohem Maße unmittef 
auf den Notenbankkredi t angewiesen sein. 
sieht's dieser Entwicklung hangt die Sicherung;* 
Währung und in Verbindung damit die Normj, 



rung der Bilanz s t ruktur der Nat ionalbank — Er ­
setzung der Staatskredite durch kommerzielle Wech-
s e l .— von der Ausgeglichenheit des Budgets ab. 

Auf dem Kapitalmarkt sind die Aktienkurse 
weiter gesunken. Der Index von 23 Industr ieaktien 
fiel von 2 9 2 7 (Mit te Juli) auf 280-5 (Mitte August ) 
und hat damit den bisherigen Tiefsts tand von 275-6 
im Mai fast wieder erreicht (März 1 9 3 8 = 1 0 0 ) . 
Die Kurse der meisten Aktien liegen erheblich unter 
dem Niveau, das auf Grund der Er t rags lage und der 
Bonität der einzelnen Unternehmen zu erwarten 
wäre. Die oft bedeutende Unterbewertung vieler 
Aktien ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß 
es an einer umfangreichen anläge suchenden Nach­
frage fehlt, da größere Barbestände der Währungs ­
reform zum Opfer fielen und die Bildung von neuem 
Sparkapital relativ gering ist. Außerdem wirken die 
unsichere weltpolitische Eage, die Enge des Marktes 
sowie saisonbedingter Einflüsse (erhöhter Geld­
bedarf für Ur laube) kursdrückend. Eine bessere 
Kurspflege sowie eine Verbrei terung des Marktes 
wären zur Sicherung langfristigen Kapitalbedarfes 
der Industr ie von besonderer Wichtigkeit . 

Löhne, P re i se , Lebenshaltungskosten 
Daxu statistische Übersichten S- 306—30S 

Die Arbeiternettoverdienste haben sich im Juni 
von 270-2 auf 2 7 0 7 erhöht (August 1938 = 100). 
Infolge der Erhöhung der Steuerfreibeträge i-st im 
Juli mit einem weiteren Ansteigen des Index zu 
rechnen. 

Auf den „schwarzen" und freien Märkten er­
folgten im Juli — nach der uneinheitlichen E n t ­
wicklung im Vormonat — wieder geringe, vermut­
lich saisonbedingte Preissenkungen. Die „schwar­
zen-" Devisenkurse, die seit Apri l 1948 um 17%' 
angestiegen waren, fielen um 8%', die freien Ver-

\ Steigerungspreise im Wiener Dorotheum um 3 % , ' 
- die „schwarzen" Nahrungsmittelpreise um 11%' und 
;', 4ie. Genußmittelpreise um S%\ 

Die offiziellen Preise blieben im Juli im 
^wesentlichen unverändert . Die Preissenkungen haben 

bisher noch nicht entscheidend auf die Ent -
|ckhing der Großhandelspreis- und Lebenshaltungs-

stenindizes ausgewirkt, obwohl die Pre ise ein-
t Waren stark ermäßigt wurden. Die stärksten 
Senkungen ergaben sich bei amerikanischen 
^chußgütern (8—55%), bei einigen Produkten 
. aschinenindustrie (10—29%), bei chemischen 
.jkten ( 5 — 3 0 % ) s o w i e b e i Baustoffen (5—30%). 
?*v-*hnen sind ferner Preissenkungen in der 
^Industrie, der holzverarbeitenden Indust r ie , 
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bei Papier- und Schreibwaren, bei -einigen Bergbau­
produkten (Kupfer, Magnesit, Schwefelkies) sowie 
bei Edelstahl. Neben den nominellen Preisermäßi­
gungen dürfen aber auch jene indirekten, schwierig 
erfaßbaren Verbill igungen nicht übersehen werden, 
die sich mehr und mehr aus Qualitätsverbesserungen 
ergeben. Tro tzdem bestellt der Eindruck, daß die in 
den letzten Monaten bedeutend verbesserte Produk­
tivität noch weitere namhafte Preissenkungen für 
gewerbliche Erzeugnisse erlauben würde. Diese 
können sich aber vielfach nicht durchsetzen, weil 
gegenwärt ig amtliche Höchstpreisbestimmungen und 
überflüssig gewordene Bewirtschaftungsrelikte -kar-. 
teil- und monopolartige Bestrebungen begünstigen 
und eine wirksame Konkurrenz der einzelnen Unte r ­
nehmer verhindern. 

Die Lebenshaftungskosten nach.einem friedens­
mäßigen Verbrauchsschema blieben im August 
(356'5) gegenüber dem Vormonat (356 -6) unver­
ändert . Die Preissenkungen von Papier- und Schreib­
waren sowie der saisonbedingte Pre is rückgang bei 
Obst wurden durch die Neufestsetzung des Preises 
für Reis kompensiert . 

Der Abstand zwischen . dem Lebenshaltungs­
kostenindex und dem Tarif lohnindex beträgt daher 
wie im Vormonat 15-8% (April 1945 = 100). 

Ernährung 
Dazu statistische Übersichten S. 30p 

Durch die reichliche Ablieferung von Früh­
kartoffeln und die weiter zunehmende Milchanliefe­
rung konnte die Ei gen Versorgung erhöht werden. In 
der 43. Versorgungsperiode (r9- Jul i bis 15. August 
J948) wurden 32%' des Kalorienbedarfes von- rund 
330 Mrd . Kalorien aus der eigenen landwirtschaft­
lichen Produkt ion gedeckt, gegen 30%. und 2 8 % in 
den beiden vorangegangenen Perioden. 

Die gute Kartoffelernte und die relativ hohen 
Erzeugerpreise für Frühkartoffeln haben 'eine un­
erwartet hohe •Kartoffela.blie.terung zur Folge gehabt. 
Während im Juli vorigen Jalires rund 7.000 t K a r ­
toffeln abgeliefert wurden, waren es heuer im glei­
chen Monat rund 41.000 t. Da der rat ionierte Be­
darf nur etwa 30.000 i monatlich beträgt , kam (es 
zu Absatzstockungen, wobei größere Mengen von 
Kartoffeln verdarben (siehe Abschnit t Landwi r t ­
schaft), 

Die Milchablieferung ist dank der günstigen 
Fut te rern te und der Preiserhöhungen im Juni gegen­
über dem Vormonat um etwa 10%, gegenüber Juni 
1947 sogar um 23%' gestiegen. Dementsprechend 
hat auch die Marktproduktion von But ter und. 
Topfen beachtlich zugenommen. Die Belieferung 
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Wiens mit Voll- und Magermilch war die höchste 
seit Kriegsende, bet rug aber doch erst etwa ein 
Dri t te l des Durchschnittes von 1937. 

Sehr schleppend lauft die G ^ m ^ a b l i e f e r u n g 
an. Abgesehen von der durch die feuchte Wi t te rung 
bedingten Verzögerung der Ern te wird die Aufbrin­
gung auch dadurch gehemmt, daß die meisten P r o ­
duzenten anfangs August noch nicht im Besitz ihrer 
Lieferbescheide waren, da die gesetzlichen Be­
st immungen über Erfassung, Ablieferung und Preis­
regelung ziemlich spät bekanntgegeben wurden. Ins­
gesamt dürften daher bis Anfang August nur etwa 
7.000—S .000 t Brotgetreide und 1.000 t Gerste ab­
geliefert worden sein. Da die Häuptprodukt ions-
gebiete von Brotgetreide, Nieder Österreich und Bur­
genland, sich mit Beginn der 43. Zuteilungsperiode 
aus der Eigenaufbringung versorgen sollten, ent­
standen VersorgungsSchwierigkeiten, die nur durch 
Aushilfen anderer Bundesländer überbrückt werden 
konnten. 

Die Fleisch Versorgung war in den westlichen 
Bundesländern durch die Notschlachtungen infolge 
der ungünstigen Wetterverhäl tnisse im Juni und 
Juli äußers t günstig. Neben den offiziellen Fleisch­
rationen, die ausschließlich in Frischfleisch erfüllt 
wurden, stand den Verbrauchern ein reichliches 
Angebot von Fleisch auf dem Grauen Markt zur 
Verfügung. Die Belieferung des Grauen Marktes, 
'der in den westlichen Bundesländern bis vor kurzem 
stillschweigend geduldet war, wurde vor allem 
dadurch begünstigt, daß der Verkehr mit Nutz- und 
Zuchtvieh freigegeben wurde, so daß Schlachtvieh 
als Nutzvieh deklariert ungehindert t ransport ier t 
werden konnte. Infolge der umfangreichen Schlach­
tungen für den Grauen Mark t ist zu befürchten, 
daß die vorgesehenen Schlachtviehkontingente, die 
ab September abgeliefert werden sollen, nicht er­
füllt werden. Zur Bekämpfung des Schwarzhandels 
mit Schlachtvieh wurden für den Verkehr mit Nutz -
und Zuchtvieh der Transpor tscheinzwang und die 
Ankaufsbewill igung wieder eingeführt, und zwar 
nicht nur wie bisher für den Verkehr zwischen den 
Bundesländern, sondern auch im Verkehr innerhalb 
eines Landes . 

Die Ablieferungsergebnisse des Wirtschafts­

jahres 1947I48 stehen nunmehr endgültig fest. Ins­
gesamt wurden 168.050 t Brotgetreide, 30*182 t 
Gerste, 21.230 t Hafer , 17.166 * Mais und 395.768 t 
Speisekartoffeln 1) abgeliefert. Damit wurden die 
Kontingente bei Brotgetreide (ursprüngliches Kon-

*) Außerdem wurden noch 12.513 l Industriekartoffeln 
und 21 .131 t Saatkartoffeln abgeliefert. 

t ingent) zu 70%, bei Gerste zu 67 %, bei Hafer zu 
61 % :, bei Mais zu 74%' und bei Kartoffeln zu 66%' 
erfüllt. I m Vergleich zu den Ergebnissen des Wir t ­
schaftsjahres 1946/47 wurden 19.000 f Brotgetreide, 
600 t Hafer und 135.000 t Kartoffeln weniger ab­
geliefert. Dagegen wurde die Aufbr ingung des Vor­
jahres bei Gerste um 9.500 t und bei Mais' um 
2.400 t überschrit ten. 

Der Grad der Erfüllung der Ablieferungs­
kontingente war in den einzelnen Bundesländern 
und bei den einzelnen Produkten sehr verschieden. 
Im allgemeinen wurden die Kontingente in den 
westlichen Bundesländern bedeutend besser erfüllt 
als in den östlichen. Oberösterreich-Süd, Salzburg, 
Steiermark und zum Teil auch Ti ro l haben bei fast 
a l len .Fruchtar ten ihre Kontingente erfüllt und zum 
Tei l sogar überliefert. 

Die Erfüllung der Kontingente in den einseinen Bundes­
ländern 

Brotgetreide Gerste Haler Korncrmais 
Ablieferung in % dei Kontingente 

Wien (Randbezirke) 45-3 54 63 74 

Nie der Österreich . • 74'5 60 52 54 

Burgenland . . . . 40"0 53 140 74 

OberÖsterreich-Nord o8"5 57 47-5 _ 
Oberösterreich-Süd 82-0 108 9* — 
Salzburg . . . . . . 60-5 170 102 

Steiermark . . . - 47'5 98 102 8-1-5 

• 47'0 73 78 94 

Tirol no'o ;oo — 81 

Vorarlberg . . . . — 100 J O O 

Da kaum anzunehmen ist, daß die Ablieferungs­
willigkeit in den einzelnen Gebieten s tark von­
einander abweicht, dürfte die unterschiedliche Kon-
tingenterfüllung vornehmlich darauf zurückzuführen; 
sein, daß bereits bei der Umlegung der Gesamt-; 
kontingente auf die einzelneu Bundesländer deren 
Leistungsfähigkeit unrichtig eingeschätzt wurde. In* 
heurigen Ernte jahr wi rd eine den tatsächlichen Pro^ 
duktionsVerhältnissen gerecht werdende Unilegtmgj 
der Globalkontingente deshalb besonders wicht r 
sein, weil die offiziellen Preise für Getreide g e | 
staffelt sind, so daß die Einnahmen des einzelner 
Landwir tes s tärker als bisher von einer gerechten 
Aufteilung der Kontingente abhängen. : •.• 

jf 

Landwirtschaft 
Die "reichlichen Niederschläge der letzt^ 

Monate ermöglichten ein gutes Wachstum aller-$äaj 
turpflanzen, insbesondere der Kartoffeln; Bea^,,« 
Ende Jul i waren nicht nur die v o r g e k e i m t :f? 
stände, sondern auch die nicht vorbehänderten 
und Mittelfrühkartoffeln bedeutend besser 
wickelt als in den vergangenen Jahren. Ange¥£ 
der frühen Reife der Kartoffeln waren die 



Erzeugerpreise — der erste Übernahmspreis be t rug 
So g — zu s ta rk zugunsten der Frühkartoffeln ge­
staffelt. Da außerdem in der Landwirtschaft heuer 
stärker als sonst zur Zeit des Schnittes eine fühl­
bare Geldknappheit herrschte und mit der Möglich­
keit gerechnet werden muß, daß die Kartoffel­
preise sinken werden, wenn die Kartoffelhewirt-
schaft-ung nach Erfül lung der Kontingente auf­
gehoben wird, haben die Produzenten bereits im 
Juli in größerem Umfang Kartoffeln gerodet und 
zum Verkauf angeboten. Mangels niarktregelnder 
Bestinamunigen über Sorten, Einzugsgebiete und An­
lief ertmgs mengen wu-rde das erhöhte Kartoff el-
angiebot von den Lagerha usgenosseHschaf ten und 
den Händlern aufgenommen und in die Verbraucher­
zentren t ransport ier t . Dabei wurden vielfach auch 
unausgereifte und unsort ierte Kartoiffeln über­
nommen, obwohl bestimmungsgemäß die Aufkäufer 
für. die Übernahme einwandfreier W a r e haften 
müssen. Da die relativ teuren und quali tat iv 
schlechteren Frühkartoffeln, meist nicht auf Vor ra t 
gekauft werden und die laufende Nachfrage infolge 
der Geldknappheit sowie, der reichlicheren Gemüse­
versorgung relativ unelastisch ist, konnte , auch 
durch Kartoffelaufrufe für die kommenden Perioden 
eine Absatzkrise nicht verhindert werden. Infolge 
längerer Transpor te und längerer Lagerung, in zu­
meist hiefür ungeeigneten Waggons- verdarben 
größere Mengen und mußten der völlig unrentablen 
Verwertung zu Kartoffelstärke — Frühkartoffeln 
sind für diesen Zweck zu teuer und haben einen 
zu niedrigen Stärkegehalt — zugeführt werden. U m 
weiteren finanziellen sowie ernährungsmäßigen Ver­
lusten vorzubeugen, wurde vorläufig eine Lieferungs-
Sperre verfügt. In Zukunft darf nur noch auf Abruf 
geliefert werden. 

Angesichts der überdurchschnittl ichen E r n t e 
und der relativ günstigen offiziellen Erzeugerpreise 
^ t auch bei den mittelspäten und späten Kartoffel­
sorten mit einem reichlichen Angebot zu rechnen, 

'Wobei viele Produzenten bestrebt sein werden, ihre 
•- ^emfimgente zu überliefern. Bei unbeschränkter A b -
•;-nähme könnte das Gesamtkontingent in H ö h e von 
Y>> 2 0 'poo t bereits vor dem 15. November 1948 (dem 

j^düie Aufbringung vorgesehenen Endtermin) erfüllt 
~f der für diesen Zweck vorgesehene Subventions-
•sj"̂ g von rund 100 Mill. S aufgebraucht sein, ehe 

i^rdie arbeitsmäßig ungünst ig gestellten landwirt-
Wichen Betriebe voll' ausgeliefert haben. Wenn 
^irfüll-ungdes Gesamtkontingentes die Kartoffeln 
£geben und die staatlichen Subventionsbeträge 
A n w e r d e n , ist damit zu rechnen, daß die P r o -

rerse angesichts des reichlichen Angebotes 

und der Unelast izi tät der Nachfrage sinken werden. 
Dadurch würden jene Betriebe, die bis zur Freigabe 
ihr Kontingent noch nicht erfülirt haben, benach­
teiligt. Es dürfte sich1 daher empfehlen, Kartoffeln 
vorläufig, nur in jenen Mengen zu' übernehmen, die 
den Betrieben als Pflüchtkontingente vorgeschrieben 
wurden. Dadurch würde vermieden, daß jene P ro ­
duzenten, die ihre Anbaufläche zu niedrig angegeben 
haben,, auf Kasten der übrigen an den relativ günst i ­
gen offiziellen Preisen profitieren. Damit würde sich 
erstmalig nach dem Kr ieg die Lieferpfheht unmittel­
bar in das Recht auf Lieferung einer bestimmten 
Menge zu einem garant ier ten Preis umkehren trrrd* 
das Kontingent sowie der offizielle Pre i s wären 
nicht mehr eine Maßnahme zur Vermeidung von 
Übergewinnen, sondern zur Sicherung stabiler land­
wirtschaftlicher E innahmen 1 ) . 

Fü r die Herbstbestel lung wird dieses J ah r 
mehr Handelsdünger zur Verfügung stehen, als in 
der Vorkriegszeit verbraucht wurde. I m Rahmen 
des E R P sind allein für den Herbs t 51.450 * 
Phospha tdünger 2 ) und 25.000 t Kalidünger (aus den 
deutschen Ostzonen)' zum Teil im Anrollen und zum 
Teil bereits eingetroffen. Demgegenüber be t rug der 
Verbrauch im Kalenderjahr 1937 85.751 t Phosphor-
dünger und 21.572 t Kal idünger . Da die Herbs t ­
anbauflächen rund ein Dri t te l des Ackerlandes ein­
nehmen, würde sich bei restloser Auslieferung der 
bereitgestellten Düngemittel die Kunstdüngerver­
wendung im laufenden Wirtschaftsjahr auf das 
Zwei- bis Dreifache des Jahres 1937 erhöhen. Da 
der ausländische Kunstdünger auch weiterhin ver­
billigt abgegeben wird, ist damit zu rechnen, daß 
die angelieferten Mengen ohne Schwierigkeit ab­
gesetzt werden können. N u r bei dem im Inland er­
zeugten Kalkammonsalpeter ergeben sich bereits A b ­
satzschwierigkeiten. U m den Verbrauch dieses wert­
vollen Düngemittels zu steigern, wurde die Bezugs­
beschränkung stillschweigend aufgehoben. Außerdem 
gewähren einzelne Bundesländer Subventionen zur 
Verbil l igung dieses relativ teuren Düngers . 

*) Aus dieser besonderen Situation erklärt sich auch 
die zunächst paradox erscheinende Haltung des Ernäbrungs-
bzw. Landwirtschaftsministeriums zur Frage der Kartoffel­
bewirtschaftung. Während nämlich das Ernährungs­
ministerium als Vertreter der städtischen Konsumenten 
entgegen seiner sonstigen Politik für eine sofortige Auf­
hebung der Kartoffelbewirtschaftung eintritt, hält das Land­
wirtschaftsministerium, das sonst für eine freie Wirtschaft 
plädiert, an der Kartoffel bewirtschaftung bis zur Erfüllung 
der Kontingente fest. 

2 ) Die Phosphordüngerlieferungen bestehen aus 
25.100 t Superphosphat (17.260 t aus Belgien und 7.840 / 

aus Italien) und 26.350 't- Thomasphosphat (11.350 t aus 
Frankreich und 15.000 t aus Luxemburg). 

38* 
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Da nicht nur ausreichend Kunstdünger zur Ver­

fügung stehen wird, sondern auch die inländische 
Saatgutversorgung für den Herbs tanbau gesichert 
ist und die Saatgutpreise in einer Höhe festgesetzt 
wurden, die sowohl den Züchter- wie auch den 
Verbraucherinteressen entsprechen (die Verbraucher­
preise sind bei Handelssaat um io%' , bei Nachbau 
um 55 % : und bei Originalsaat um 75% höher als 
die Erzeugerpreise für Konsum wäre) , ist für die 
nächste E r n t e bei günst iger Wi t t e rung eine weitere 
Erhöhung der Hektare r t räge zu erwarten. 

Energieversorgung 
Das« statistische Übersichten S. 310—321 

Seit Beginn des Jahres 1948 ha t sich die 
Kohlenvetsorgung der österreichischen Wirtschaf t 
auf einem beachtlichen Niveau stabilisiert. Die Ver­
sorgung schwankt zwar je nach der Höhe der 
Kohleneinfuhren kurzfr is t ig von Monat zu Mona t ; 
im Durchschni t t mehrerer Monate wurde jedoch die 
im Kohlenplan vorgesehene Menge stets erfüllt. I m 
ersten Ha lb jahr 1948 standen der österreichischen 
Wirtschaf t monatlich durchschnitt l ich 538.000 ~t 
Kohle (Steinkohlenbasis) zur Verfügung, gegenüber 
nur 413.000 t im Jahre 1937. Da der inländische 
Braunkohlenbergbau die Leis tung des Jahres 1937 

Abb- 2. Stromerzeugung der Wasser- und Dampfkraft­
werkel) 

(Log. Maßstab ; 0 1946 = 100) 
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1 ) Nur öffentliche Unternehmungen, ahne. Bahnkraft­
werke und industrielle Eigenanlagen. 

Infolge reichlicher Niederschlage war die Stromerzeugung 
der hydraulischen Kraftwerke in den letzten Monaten be­
deutend höher als in den entsprechenden Monaten der 
beiden letzten Jahre, Die Erzeugung in den kalorischen 
Kraftwerken konnte daher stark gedrosselt werden. Im 
Juli 1948 wurde nur 1% der gesamten Strommenge in 

Dampfkraftwerken erzeugt. 

bereits voll und die inländische Steinkohlenförde­
rung, der allerdings n u r geringe Bedeutung zu­
kommt, erst zu 7o% : des Jahres 1937 erreicht haben, 
war die gesamte Steigerung des Koblenverbrauches 
gegenüber 1937 nur durch erhöhte Impor te möglich. 
Insgesamt wurden im ersten Halbjahr 1948 
2-5 Mill. t Kohle (Steinkohlenbasis), das sind um 
rund 50%' mehr als im Jahre 1937, importiert . 

Auch im Juli blieb die Kohlen V e r s o r g u n g gvm~ 
stig. Die inländische Braunkohlenförderung erreichte 
mit 282.571 t 104-6%' und die Kohlenein fuhr mit 
476 .000 1 173 %' des Jahres 1937. Rund 62%' der 
gesamten Einfuhr kamen aus Deutschland, rund 19% 
aus Polen und 14% aus der Tschechoslowakei. Der 
Rest entfällt auf Lieferungen aus U n g a r n und Jugo­
slawien. Sämtliche Hauptverbrauchergruppen er­
hielten mehr Kohle als im Durchschnit t des 
Jahres 1937. 

Die Stromerzeugung erreichte im Juli auf Grund 
der anhaltenden Regenfälle einen neuen Höchststand. 
Insgesamt wurden 410 Mill. kWh erzeugt, davon 
stammten 405 Mill . kWh oder nahezu 99%' aus' 
Wasserkräften. Bei einem E x p o r t von 153 Mill. kWh 
und einem Impor t von 38 Mill. kWh stellte sich der 
inländische Verbrauch auf 289 Mill. kWh. Den 
meisten Strom verbraucht zurzeit das Land Ober­
österreich (113 Mill . kWh gegenüber Wien mit 
55 Mill. kWh). Allein die Aluminiumerzeugung in 
Ranshofen beansprucht monatlich etwa 40 Mill. kWh. 

Stromerzeugung und Verbrauch 

LauSwasser Speicher Dampf Verbrauch 
in Mi». kWh 

1946 Juli . . . 154 163 5 174 
1947 Juli . . . 204 120 7 227 
1948 Juli . . . 205 199 S 289 

Gewerbliche Produktion 
Dazu statistische Übersichten S. 312—314 

Die gewerbliche- Produkt ion ist im Juni b e | 
achtlich gestiegen, allerdings fast ausschließlich hf 
den Produktionsmittelindustrien, so daß ' sich das 
Mißverhäl tnis zwischen Produktionsmit tel- «"4; 
Konsumgütererzeugung weiter verschärfte. - | 

Der Produktionsindex hat sich von Mai to| 
Juni um rund r o % ' von 89-8 auf 98-6 ( i937 = I O ( f 
erhöht. Der Produktionsmittelindex stieg von i25*oai;, 
140*5, der Konsumgut er index jedoch nur von 6z 
auf 64-6. Die starke Zunahme der Produktionsmit t 
erzeugung ist auf die gleichzeitige Produkti©^ 
erhöhung im Bergbau, in der Magnesitindustn 
in der Schwerindustrie zurückzuführen. Aufk 
enthält der Index verschiedene Saisoneinflüssejl" 
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die überdurchschnitt l ich starke E rhöhung der Bau­
stoff Produktion (von 103 im Mai auf 126 im J u n i ) 1 ) . 

Eine s tärkere Belebung der Konsumgüter indu­
strien wird vorläufig vor allem noch durch die un­
zureichende Rohstoffversorgung der Textilindustrie 
erschwert, die in den letzten Monaten kaum nennens­
werte For tschr i t te erzielen konnte. Im Mai ist die 
Erzeugung sogar in fast allen Zweigen der Tex t i l -
produktion stärker zurückgegangen, als auf Grund der 
Zahl der Arbei ts tage anzunehmen gewesen wäre . Die 
Lederindustrie, vor allem die ScAMÄerzeugung, 
konnte ihre Produkt ion nur deshalb erhöhen, weil 
sich • während des zweimonatigen Streiks größere 
Rohstoffvorräte angesammelt hatten. 

D a der Beschdftigungsindex von Ma i bis Jun i 
nur um zwei Punkte (von 1 3 3 7 auf 135*3), der 
Produkt ionsindex aber um fast neun Punk te ge­
stiegen ist, hat die Produktivität weiter zugenommen 
und mit 72-9% des Jahres 1937 den bisher höchsten 
Stand erreicht. 

Die Braunkohlenförderung hat im Juni und Juli 
wieder den Vorkriegsstand überschrit ten. Durch 
größere Impor te entstand ein Überangebot an Fein­
kohle, wodurch zahlreiche kleinere Bergbaue in A b ­
satzschwierigkeiten gerieten. Einige kleinere und un­
rentable Gruben wurden bereits stillgelegt. Der 
Bisenersbergbau verharr t seit Anfang des Jahres bei 
einer Förderung von rund 100.000 t, d. s. e twa 65 %; 
des Jahres 1937. E ine s tärkere Erhöhung wäre für 
eine ausreichende Erzversorgung der Hochöfen be­
sonders wichtig. Die Vereinigten Aluminiumwerke 
haben in Unterlaussa (OberÖsterreich) wieder mit 
dem Abbau von Bauxit begonnen. Die bisher ge­
förderten Mengen sind jedoch sehr ger ing. Im 
K-upfererzbeigbau wurde bereits ein Mehrfaches der 
Vorkriegsleistuug erreicht, doch können die E r z e 
vorläufig im Inland noch nicht verarbeitet werden. 

Die Schwerindustrie hat ihre Erzeugung, mit 
Ausnahme von Walswaren, auch im Juli weiter er­
höht. Bis zum Herbs t soll das neue Feinblechwals-
werk bei der Hütte Lins in Betrieb genommen und 

, damit der Mangel an Feinblechen behoben werden, 
^robewalzungen finden bereits statt . 

In der Maschinenindustrie ist eine zunehmende 
lagerung der Erzeugung von den bisher erzeugten 

eiligeren Massengütern auf quali tat iv hochwertige 
>chleistungsmaschinen festzustellen. 
}.Die Elektroindustrie hat weiterhin mit Absatz-

"gkei ten bei Radioapparaten, Glühbirnen, 
und Wärmegeräten und Elektromater ia l zu 

*) 'Eine Bereinigung des Index von Saisqnschwankun-
^ derzeit wegen der Kürze der Zeitreihe noch nicht 

kämpfen. Auch die chemische, Industr ie stößt bei 
einigen Produkten nicht mehr so sehr auf Rohstoff­
schwierigkeiten als bereits auf Absatzschwierig­
keiten. A n manchen chemischen Grundstoffen besteht 
allerdings noch immer ein empfindlicher Mangel. 

Die Erzeugung der Baustoffindustrie ist im 
Juni außerordentlich s tark gestiegen. Vor allem in 
der Zßwcttfindustrie t raten bereits Schwierigkeiten 
bei der Lagerung und beim Abtranspor t auf, die 
durch Mangel an Papiersäcken zusätzlich erhöht 
wurden, 

1 1 .t 
Erzeugung der Baustoffindustrie 

1937 = 100 
Mauerziegel Dachziegel Zement Kalk 

1.000 Stuck Tonnen 
•1947 Juni . . . 12.605 5.314 32.371 9-449 

1948 Mai . . . 25.797 5-041 60.332 17-398 

Juni . . . 36-984 '8.304 73-007 19-452 

Umsätze 
Da2.u_slatistische_Übersichten S. 3*5 

Die schon im Mai festgestellte Belebung der 
Umsätze in einzelnen Branchen griff im Jun i auch 
auf andere Zweige über. Während die Gesamt­
umsätze im Mai noch um i %, zurückgingen, 
stiegen sie im Jun i bereits e twa um 10 %. Insbesondere 
der Umsatz von Text i l ien und Schuhen hat sich 
beträchtlich erhöht (Text i l ien 19%,, Schuhe 28%) . 
Auch in der Gruppe „sonstige Branchen" belebte 
sich der Geschäftsgang, wobei vor allem der Umsatz 
von Sportart ikeln und Lederwaren saisonmäßig zu­
nahm. I m Nahrungsmit telsektor sind hauptsächlich 
die Umsätze von Obst und Gemüse, Milch und Süß­
waren gestiegen. So haben sich die Gemüsezufuhren 
nach Wien im Juni auf etwa das Doppelte und die 
Obstanlieferungen auf das Vierfache des Vormonates 
erhöht. Die weitere Zunahme der Anlieferungen 
jm Juli sowie die reichlichen Kartoffelzufuhren 
dürften dem Obst- und Gemüsehandel einen weiteren 
Auftr ieb geben. 

Von der, allgemeinen Belebung des Geschäfts-
"ganges wurden auch die Lichtspielbetriebe erfaßt, 
die, unters tützt von der Regenperiode, gegenüber 
dem Vormonat entgegen der saisonmäßigen En t ­
wicklung etwas besser besucht waren. Dagegen ist 
der Theaterbesuch mehr als saisonbedingt zurück­
gegangen. , _ t 

Arbeits lage 
Dazu statistische Übersichten S. 316—317 

Auf dem Arbei tsmarkt hielt der Zustrom neuer 
Arbeitskräfte weiter an. Die Zahl der Stellen-, 
suchenden stieg im Juni neuerdings um 1.364 Per ­
sonen, obwohl gleichzeitig auch der Besch äft igten -
stand, hauptsächlich saisonbedingt, leicht zunahm 

• • - - ... . . , , .39 , . . . .. 



I 

(die Zahl der Krankenversicherten hat sich im Juni 
um rund 8.000 vermehr t ) . Die Zahl der Stellen­
suchenden ha t nunmehr, mit rund 49.000 Personen 
etwa den Stand vom gleichen Monat des Vorjahres 
erreicht ; während aber damals rund 128.000 offene 
Stellen bestanden, betrug die Zahl der offenen 
Stellen Ende Juni 1948 nur noch 49.700. Die Zahl 
der Stellen suchenden st immt damit erstmalig etwa 
mit der der offenen Stellen überein. Dabei ist jedoch 
zu berücksichtigen, daß der überwiegende Teil der 
offenen Stellen (rund 28.000) auf die Landwirtschaft 
entfällt. Auf dem Arbei tsmarkt für gewerbliche 
A rbeitskräfte . übertrifft im allgemeinen das An­
gebot bereits die Nachfrage nach Arbeitskräften 
(offene Stellen 21.543, Stellensuchende 46.764). 

Gegenüber dem Vorjahr hat sich die'berufs­
mäßige Zusammensetzung der Stellensuchenden weit­
gehend, verändert . Mit te 1947 war die Arbeitslosig­
keit noch überwiegend ein Angestelltenpröblem; 
Rund 36%' aller Stellensuchenden waren damals An­
gestellte. Seither ist die Zahl der stellensuchenden 
Angestellten um etwa 5.000 gefallen, die Zahl der 
stellensuchenden Arbei ter aber um die gleiche Zahl 
gestiegen, so daß heute die Angestellten nur noch 26 % 
der Stellensuchenden betragen. Diese Verschiebung 

Abb. 3. Offene Stellen und vorgemerkte Stellensuchende 
(Normaler Maßstab; in 1000 Personen) 
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Die Zahl der offenen Stellen ist nach einem saisonmäßigen 
Aufschwung im Frühjahr wieder stark surückge gangen und 
lag im Juni um 2000 unter dem Stand vom Jänner. Die 
Zahl der stellensuchenden Angestellten blieb seit Mars 
praktisch unverändert, während bei den stellensuchenden 
Arbeitern ein langsames, aber stetiges Ansteigen bemerkbar 

ist. 

dürfte sowohl auf ein Abwandern von schlecht quali­
fizierten Angestell ten in manuelle Berufe als auch 
auf die weitere Zunahme der beschäftigten An­
gestellten in der privaten und öffentlichen Wir t ­
schaft zurückzuführen sein. 

Bemerkenswert sind auch die Veränderungen 
innerhalb der einzelnen Berufsgruppen gegenüber 
dem Vorjahr. In der Landwirtschaft ist die Zahl 
der Stellensuchenden fast um die Hälfte zurück­
gegangen. Dagegen hat sich in der gewerblichen 
Wirtschaft die Arbeitslosigkeit nur in einigen 
Zweigen, hauptsächlich in den Grundindustr ien, , wie 
im Bergbau, in der Indust r ie der Steine und Erden 
und im Baugewerbe, vermindert . Auch die Nahrungs­
und Genußmittel industrie konnte infolge besserer Roh­
stoffversorgung und der noch immer ungestill ten Nach­
frage nach ihren Erzeugnissen unbeschäftigte Arbeits,-
kräfte einstellen. Dagegen hat sich die Arbeitslosenzahl 
in der Leder industr ie auf fast das Dreifache des Vor­
jahres, in der Text i l indus t r ie um 74%, in der Beklei­
dungsindustr ie um 52%, und im Hotel- , Gast- und 
Schankgewerbe um 14%, erhöht. Auch in der Papier­
industrie, im graphischen Gewerbe sowie in der 
chemischen Indust r ie nahm das Arbei tsangebot zu. 
Die Zunahme der Arbeitslosigkeit in diesen Wir t ­
schaftszweigen geht teilweise darauf zurück, daß 
vielfach noch ein empfindlicher Mangel an Roh­
stoffen, insbesondere an Baumwolle, Wolle und 
Leder besteht, der eine Vollbeschäftigung unmöglich 
macht. Teilweise beginnen sich aber auch die durch 
die Geldknappheit ausgelösten Rationalisierungs­
bestrebungen der Betriebe —• die Zahl der stellen­
suchenden Hilfsarbeiter ist von 7.800 auf 11.294 
gestiegen —• sowie die verminderte Nachfrage der 
Konsumenten nach entbehrlichen Gütern auszuwirken. 
Außerdem dürfte gerade in den genannten Wir t ­
schaftszweigen der Zust rom neuer Arbeitskräfte be­
sonders groß gewesen sein, da in allen Branchen, mit 
Ausnahme der Leder industr ie (nach den Beschäf­
tigtenzahlen in 1678 repräsentativen Betrieben)-
auch die Zahl der Beschäftigten gegenüber dem 
Vorjahr gestiegen ist. 

Die Lage der Lehrlinge ist weiterhin ernst. 
Während Ende Juni 24.210 Lehrstellensuchende bei 
den Arbei t sämtern vorgemerkt waren, wovon 14.153. 
zum sofortigen Ant r i t t ihrer Lehrstellen bereit sind): 
können die Arbei t sämter monatlich nur etwa 3- o. o 0.i ' 
Lehrstellen vermitteln. E s wird also bis Februar^ 
1949 dauern, bis die bis Juni vorgemerkten Lehjr* 
stellensuchenden untergebracht werden: Außerdfcp 
werden sich noch bis zum Herbs t weitere Len* 
S t e l l e n w e r b e r melden, so daß es fraglich ist, <• 
z u m nächsten Schulschluß'überhaupt sämtliche 
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linge, die heuer die Schule verlassen haben, eine 
.Lehrstelle finden werden. 

Verkehr 
Das» statistische Obersichten S. 318—319 

Die Bundesbahnen erreichten im Monat Juni 
mit 550*5 Mill . Nutzlast tonnen-Kilometer ihre bis­
her höchste Nachkriegsie istung. Diese Leis tungs­
steigerung ist ausschließlich auf eine Erhöhung ' des 
Güterverkehrs zurückzuführen. Der Personenverkehr 
ist dagegen mit 48-3 Mill. Nutziast tonnen-Kilometer 
annähernd gleichgeblieben (die Zahl der verkauften 
Fahrkarten ging sogar von 4 7 Mill. auf 4-0 Mill. 
Stück zurück) . Tro tz erhöhter Einnahmen ver­
größerte sich das Gesamtdefizit der Bundesbahnen 
von 149/5 Mill . S im Mai auf 174-1 Mill. S im 
Juni , da größere Beträge für die Behebung von 
Kriegsschäden aufgewendet wurden. 

Der ' Transitverkehr hat sich im Mai und Juni 
nach dem ständigen Rückgang in den Vormonaten 
wieder bemerkenswert belebt. Mit 276.000 Net to-
Tonnen im Monat Juni (185.000 t im Apri l und 
232.000 t im Mai) wurde der bisher höchste Nach­
kriegsstand erreicht und eine E innahme von 
6"6 Mill. sfr. erzielt . Allerdings beschränkt sich die 
Belebung fast ausschließlich auf die Durchfuhr­
linien Polen—Ital ien (April 4.000 t, Juni 62.200 t) 
und Tschechoslowakei—Italien, während der übrige 
Transi tverkehr, vor allem in der Ost-West-Richtung, 
unverändert blieb oder sogar zurückging. Waren ­
mäßig ist der steigende Anteil der Kohlendurchfuhr 
(Polen—Italien) und der nicht nur perzentuell, 
sondern auch absolut sinkende Anteil der „anderen 
Güter" bemerkenswert, da mit der Ver lagerung auf 
Massengüter auch die Einnahmen ungünst ig be­
einflußt werden. 

V er kehr seinnahmen aus dem Transit 
Je 1 0 0 0 Nctto-

Insgesamt Kohle Andere Güter tonnenki]ometer 
1 0 0 0 Schweiler Franken Schweiz. Frank. 

1948 April . . . 5.377 1.332 4.045 57'65 

Mai . . . 6 . 0 7 3 2.437 3.637 5 4 - 2 i 

Juni . . . 6 . 5 8 3 3.107 ' 3 . 4 7 6 52-86 

, Während die Verhandlungen über das neue 
v^erkehrsgesetz 1) noch laufen, konnte zwischen 

pUndesbafm und Pos t ein Abkommen über den 
^obusverkehr getroffen werden, das am 1. August 

in Kraft trat und die Konkurrenzverhäl tnisse 
^eiden wichtigsten Autobusl inienunternehmungen 
|f- Danach wird der Uberlandverkehr auf bahn-

,.. 'tehe Nr. 6 der Monatsberichte des österreichischen 
!t"*» für Wirtschaftsforschung, XXL Jg. (Juni 1948), 

parallelen Strecken durch die Autobuslinien der 
Bahn durchgeführt, während die Zubringerdienste 
dem Postkraft l inienverkehr überlassen bleiben. Durch 
diese Linientrennung ist es möglich, den verfüg­
baren Wagenpark rationell auszunützen und weitere 
bahnferne Siedlungen in den Autobuslinienverkehr 
einzubeziehen. Von der vorgesehenen gemeinsamen 
Benützung sämtlicher Garagen und Werks tä t ten so­
wie den gegenseitigen Hilfsleistungen werden weitere 
Kostensenkungen erwartet . Tarifar ische Änderungen 
sind jedoch vorläufig nicht vorgesehen. 

Der pr ivate Autobusverkehr wird von diesem 
Abkommen nicht berührt . E s wäre jedoch wünschens­
wert, auch die unvollständige Konkurrenz der ein­
zelnen privaten Autobusunternelimungen durch ähn­
liche Abkommen zu regeln. Dadurch wäre es ohne 
nennenswerte Neuinvestit ionen möglich, ein dich­
teres Liniennetz zu erstellen und insbesondere ver­
kehrsarme Gebiete zu erschließen. 

A m 30. Juni wurde vom Nat ional ra t der 
Beitri t t Österreichs zur internationalen Konvention 
für Zivilluftfahrt beschlossen, nachdem bereits am 
9. Juni in Genf Österreich in diese Organisation 
aufgenommen worden war. Wenn diesem Akt vor­
läufig auch kaum praktische Bedeutung zukommt, 
da dem kürzlich gegründeten Amt für Zivilluftfahrt 
beim Bundesministerium für Verkehr- vorläufig noch 
keine Entfaltungsmöglichkeiten gewähr t wurden, 
so bedeutet der Beitr i t t doch einen weiteren 
Schritt im Neuaufbau des österreichischen Luft­
verkehrs, der im Jahre 1938 bereits 7-5 Mill. Flug­
kilometer erreicht hatte. 

Außenhandel 
Dazu statistische Obersickte» S. 3?® 

Im Juni stieg die Einfuhr nach dem vorüber­
gehenden Rückschlag im Mai, vor allem dank 
hohen Einfuhren aus Deutschland und Amerika, 
auf 211-7 Mill. S. Dagegen sank die Ausfuhr trotz 
bedeutender Expor te nach Frankreich, Italien, 
Jugoslawien und den U S A um 2-3 Mill. S auf 
161-2 Mill. S. I n den beiden nächsten Monaten ist 
saisonbedingt kaum eine stärkere Erhöhung der 
Ausfuhr zu erwarten. Insgesamt lag die handels­
statistisch erfaßte Einfuhr im zweiten Quar ta l 1948 
wertmäßig um 10% über dem ersten Quar ta l des 
laufenden Jahres und um 109%; über dem ent­
sprechenden Zei t raum des Vorjahres. Die Ausfuhr 
erreichte 140%' des ersten Quar ta ls 1948 und 
253%' des zweiten Quar ta ls 1947. 

39* 
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Einfuhr Ausfuhr 
in Mill. S 

2. Quartal 1947. 285-8 184-9 

1. Quartal 1948 544"9 336-2 

2. Quartal 1948 597-1 469-2 

Nach Veröffentlichung der Einzeldaten ist es 
nunmehr möglich, die im letzten Bericht erwähnte 
Erhöhung der Ausfuhr im Mai von 144-5 Mill. S 
auf 163*5 Mill . S näher zu analysieren. A m 
stärksten stieg die Ausfuhr in der Gruppe „Roh­
stoffe und halbfertige Waren" , die gegenüber 
dem Vormonat um 13*6 Mill. S zunahm und mit 
53-5 Mill. S um 64%' über dem Durchschnit t der 
Monate Jänner bis Apri l lag. Holz, Magnesit und 
insbesondere Aluminium und Blei verzeichneten die 
s tärkste Aus fuhr Steigerung. Demgegenüber erhöhte 
sich die Fer t igwarenausfuhr nur um 5-7 Mill. S 
und lag mit 108*6 Mill. S hur um 26% über dem 

Abb. 4. Ein- und Ausfuhr nach Menge und Wert 
(Log. Maßstab; in 1000 g bzw. Mill.S) 
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Der Außenhandel hat sich nach einem vorübergehenden 
Rückschlag su Jahresbeginn stark ausgeweitet. Die kandels-
statistische Einfuhr erreichte im Juni mit 2U'7 Mill. S 
und die Ausfuhr im' Mai mit i63'5 Mill. S ihren bisherigen 
Höchststand seit Kriegsende. Der statistisch ausgewiesene 
Einfuhrüberschuß ist in den leisten Monaten hauptsächlich 
infolge der allmählichen Erschöpfung des englischen 
Pfund-Kredites etwas zurückgegangen, erreichte im zweiten 

Quartal 1948 aber noch immer I27y MiU. S. 

Durchschnit t der vorhergegangenen vier Monate. In 
dieser Gruppe erhöhte sich vor allem der E x p o r t 
von Baumwollgarnen, Wollwaren und feuerfesten 
Ziegeln. 

Die relativ s tärkere Steigerung der Rohstoff­
ausfuhr, die mit den Zielen der österreichischen 
Außenhandelspoli t ik in einem gewissen Wider­
spruch steht, ist, abgesehen von zufälligen Ein­
flüssen, hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß 
die Rohstoffe ihre ' Konkurrenzfähigkeit besser 
bewahrt haben als die Fer t igwaren. Dazu kommt, 
daß die meisten europäischen Staaten auch 'weiter­
hin versuchen, mit Hilfe einer staatlichen Außen­
handelslenkung die Einfuhr von Fer t igwaren zu 
unterbinden. So bestehen in Italien s tarke Bestre-
bungen, den Impor t österreichischen Papiers gänz­
lich durch die Einfuhr von Papierzeug zu ersetzen 
und in den Wirtschaftsbesprechungen, die im Juni 
mit England stattfanden, beschränkten sich die 
englischen Importwünsche außer auf Pap ie r und 
Stahl fast ausschließlich auf Rohstoffe und halb­
fertige Waren. Auch das Schwergewicht der neuen 
Wirtschaftsver träge mit der Bi-Zone und der 
Tschechoslowakei liegt auf Rohstoffen. Allerdings 
ist auch bei Fer t igwaren eine Expor tbe lebung zu 
erwarten, da d ie Tschechoslowakei und ebenso Polen, 
mit dem der Handelsverkehr durch ein neues 
Abkommen erweiter t wurde, bedeutende Aufträge 
für unsere Maschinenindustr ie erteilt haben und der 
Ver t rag mit der Bi-Zone und dasSpezia labkomraen 
mit der deutschen Ostzone dem Bücher- und Zeit­
schriftenexport, der im Durchschnit t der Monate 
Jänner bis Mai 1948 nur 478 q be t rug (gegenüber-
2.838 q im Monatsdurchschnit t des Jahres 1937)' 
neue Märk te eröffnen. 

Der vorübergehende Rückgang der Einfuhr 
im Mai von 206-6 M i l l S auf 178*8 MiU. S 
erstreckte sich zu gleichen Teilen auf Nahrungs­
mittel und Rohstoffe. Während bei den Roh­
stoffen in erster Linie die Einfuhr von Brenn­
stoffen (—5*2 Mill . S ) , Baumwolle und Baumwoll­
abfällen (— 3*8 Mill . S ) , Wolle und Woilabfällen 
(— 6 Mill. S) zurückging, konzentr ier te sich der . 
Impor t rückgang bei Nahrungsmit te ln auf Gemüse.. 
(— 13-6 Mill. S) und Zucker (— 4-3 Mill. SJ-. 
Hervorzuheben ist die erstmalige größere kommer-
zielle Einfuhr von Getreide (aus Jugoslawien und 
Ungarn) und von'Frischfleisch (Schweiz), so gering 
sie auch noch im Vergleich zu r VorkriegseinfuK 
war. 


